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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV versammelt ca. 60.000 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sowie Anwaltsnotarinnen und Anwaltsnotare, 

die in 253 lokalen Anwaltvereinen im In- und Ausland organisiert sind. Er vertritt die 

Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und internationaler 

Ebene. Der DAV ist im Lobbyregister für die Interessenvertretung gegenüber dem 

Deutschen Bundestag und der Bundesregierung zur Registernummer R000952 

eingetragen.  

 

Einleitung 

Der Deutsche Anwaltverein hatte sich (mit Beteiligung u.a. des 

Informationsrechtsausschusses) bereits in der Stellungnahme Nr. 57/2021, Stand 

November 2011, mit dem „Vorschlag der EU-Kommission für eine Verordnung zur 

Festlegung harmonisierter Vorschriften für künstliche Intelligenz (Gesetz über 

Künstliche Intelligenz) vom 21.04.2021 (COM (2021) 206 final)“ auseinandergesetzt 

und diverse Empfehlungen ausgesprochen.  

Seit diesem Kommissionsentwurf ist die Entwicklung, Verbreitung und der alltägliche 

Einsatz von KI rasant vorangeschritten, wie man etwa am Beispiel ChatGPT sieht. 

Seitens des Rats der EU („Allgemeine Ausrichtung“ 15698/22 vom 6.12.2022, im 

Folgenden „Ratsentwurf“) und des Europäischen Parlaments (Abänderungen 

P9_TA(2023)0236 vom 14.6.2023, im Folgenden “Parlamentsentwurf“) sind 

umfangreiche Änderungsvorschläge erarbeitet und in den Trilog eingebracht worden. 

Der Trilog dauert noch an. 

Aus diesem Grund befasst sich der Informationsrechtsausschuss des DAV erneut mit 

der geplanten KI-Verordnung. Der Ausschuss begrüßt die Ansätze von Rat und des 

Parlaments, neue Entwicklungen wie ChatGPT und entsprechende Risiken zu 

berücksichtigen und auch den Anwendungsbereich der Verordnung zu schärfen. Der 

Ausschuss regt jedoch an, 

• präzisere Definitionen zu verwenden, um zu verhindern, dass die KI-Verordnung 

auch nicht KI-gestützte Software umfasst; 

• den Regulierungsansatz für Basismodelle und KI-System mit allgemeinem 

Verwendungszweck zu überdenken, insbesondere sollten die Begrifflichkeiten 

https://anwaltverein.de/de/newsroom/sn-57-21-ki-verordnungsvorschlag-der-eu-kommission
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klar abgegrenzt werden und der risikobasierte und technologieneutrale Ansatz 

gewahrt werden; 

• die datenschutzrechtlichen Rechtsgrundlagen und Zulässigkeit der 

Zweckänderung für Entwicklung, Training und Testen von KI klarzustellen; 

• aufsichtsbehördliche Genehmigungserfordernisse sollten auf ein Minimum 

begrenzt werden, weil die Gefahr besteht, dass die Behörden überfordert sein 

werden und Engpässe bei der Entwicklung und Markteinführung von KI-

Systemen entstehen; 

• da KI und v.a. Basismodelle voraussichtlich ein entscheidender Baustein im 

strategischen Wettbewerb mit autokratischen Staaten wie China sind und sein 

werden, ist der Grundrechtsschutz beim Einsatz von KI ebenso wichtig wie eine 

Vermeidung von Überregelungsansätzen und Innovationshinderung. 

 

1. Definition „KI-System“ 

Der Ausschuss begrüßt die Einschränkung des Parlaments, dass ein KI-System nur 

vorliegen soll, wenn das System mit einem gewissen Grad an Autonomie handelt. 

Ebenso sinnvoll ist, dass das Black Box Phänomen bei manchen KI-Techniken in 

Erwägungsgrund 6a offen thematisiert wird.  

Es besteht aber immer noch die Gefahr, dass die KI-Verordnung zu einer Regulierung 

für jegliche Form von fortschrittlicher Software wird, denn je nachdem wie man den 

Begriff „Autonomie“ auslegt, könnte darunter auch Handeln von trainierten Algorithmen 

verstanden werden, die nach vordefinierten Regeln vollautomatisiert Entscheidungen 

treffen können.  

Die Definition für ein KI-System sollte mehr auf die Charakteristika von KI-Systemen, 

wie in Erwägungsgrund 6a dargelegt, abgestellt werden, insbesondere dass sie im 

Gegensatz zur herkömmlichen Programmierung lernfähig sind, eigenständig Muster in 

Datensätzen erkennen können, und dass nicht oder nur schwer nachvollziehbar ist, wie 

das KI-System zu einer Schlussfolgerung gekommen ist. 

2. Hochrisiko-KI-Systeme 

Der Ausschuss begrüßt, dass nach dem Ratsentwurf die einseitigen Befugnisse der 

Kommission zur Aktualisierung der Liste von Hochrisiko-KI-System-Definition gem. 
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Anhang I entfernt wurden und stattdessen die Erwägungsgründe 6a und b mit Kriterien 

zu maschinellem Lernen und wissensbasierten Ansätzen eingefügt wurden. Sinnvoll ist 

auch die Möglichkeit für die Kommission nach Art. 4 Durchführungsrechtsakte mit 

Spezifikationen zu maschinellem Lernen zu verabschieden. So gewinnt die KI-

Verordnung an Flexibilität. 

3.  „Basismodell“, „KI-System mit allgemeinem Verwendungszweck“ und 

„generative KI“ 

Neu eingeführt wurden Definitionen zu „Basismodell“ in Art. 3 Abs. 1 Nr. 1c, zu „KI-

System mit allgemeinem Verwendungszweck“ in Art. 3 Abs. 1 Nr. 1d und zu „generativer 

KI“ in Art. 28b Abs. 4., wobei nur die Definition zu „KI-System mit allgemeinem 

Verwendungszweck“ im Parlaments- und Ratsentwurf enthalten ist. Die Definitionen zu 

„Basismodell“ und „generative KI“ sind durch das Parlament ergänzt wurden.  

Negativ fällt im Parlamentsentwurf zunächst auf, dass der Begriff „KI-System mit 

allgemeinem Verwendungszweck“ definiert wird, obwohl er in keinen der nachfolgenden 

Artikel wieder aufgegriffen, d. h. reguliert wird. Allein in Erwägungsgrund 60e wird der 

Begriff „KI-System mit allgemeinem Verwendungszweck“ einmal verwendet. Das erklärt 

sich möglicherweise so, dass der Begriff „KI-System mit allgemeinem 

Verwendungszweck“ ein „Überbleibsel“ aus dem Ratsentwurf ist, der das „KI-System 

mit allgemeinem Verwendungszweck“ ganz konkret regulieren will (vgl. Artikel 4a f. 

Ratsentwurf). Der Parlamentsentwurf enthält im Gegensatz zum Ratsentwurf 

Bestimmungen, die Anforderungen an „Basismodelle“ und „generative KI“ (und nicht 

Anforderungen an „KI-Systeme mit allgemeinem Verwendungszweck“) aufstellen. 

Bereits aus diesem Grund erscheint die Aufnahme der Definition zu „KI-System mit 

allgemeinem Verwendungszweck“ überflüssig und verwirrend. Im Gegensatz zur 

Definition zu „KI-System mit allgemeinem Verwendungszweck“ fehlt in Art. 3 des 

Parlamentsentwurf die Definition zu „generativer KI“, der in Art. 28 b Abs. 4 

Parlamentsentwurf verwendet wird.  

Darüber hinaus führt die Verwendung der Begriffe "Basismodell"/“Foundation Model“ 

und "KI-System mit allgemeinem Verwendungszweck"/“General Purpose AI“ 

(GPAI) zu Abgrenzungsschwierigkeiten. Beide Begriffe werden in der Literatur oft 

synonym gebraucht und nur z.T. wird die Abgrenzung vorgenommen, dass Foundation 

Models die zugrundeliegenden KI-Modelle meint, während GPAI das in Software 
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eingebettete einsatzfertige KI-Modell beschreibt, z.B. GPT-3 oder 4 als Grundlage für 

ChatGPT. Es ist daher auch unter diesem Gesichtspunkt unklar, weshalb diese 

Unterscheidung vom Parlament vorgeschlagen wird. 

Basismodelle sollen keine Hochrisiko-KI sein. Aber es sollen allgemeine Qualitäts- und 

Sicherheitsanforderungen etabliert werden, siehe Erwägungsgrund (60g), die zudem 

relativ hoch sind (etwa Artikel 4a und 28 des Parlamentsentwurfs). Die Umsetzung 

dürfte für die Anbieter schon deshalb schwierig werden, weil die Anbieter nicht wissen, 

wofür die Basismodelle „downstream“ eingesetzt werden. Eine Risikoeinschätzung 

ohne konkrete Anwendungsszenarien dürfte kaum valide machbar sein.  

Vortrainierte Modelle, die für eine enger gefasste, weniger allgemeine und 

begrenztere Reihe von Anwendungen entwickelt wurden und nicht an ein breites 

Spektrum von Aufgaben angepasst werden können, wie z. B. einfache Mehrzweck-

KI-Systeme, sollten für die Zwecke dieser Verordnung nicht als Basismodelle 

betrachtet werden, da sie besser interpretierbar sind und ihr Verhalten weniger 

unvorhersehbar ist, siehe Erwägungsgrund (60 h). Hier sind 

Abgrenzungsschwierigkeiten vorprogrammiert. Es fehlen Kriterien, wann ein System 

nur für eine begrenzte Reihe von Anwendungen genutzt werden kann. Einfaches 

Mehrzweck-KI-System ist kein feststehender und hinreichend spezifisch definierter 

Begriff. Beispielsweise ist bei Cortana nicht klar, ob es sich eher um ein GPAI als ein 

Basismodell handelt, weil Cortana schon eine nutzbare Endanwendung ist. 

Neu geschaffen werden soll ein Amt für künstliche Intelligenz, das den Rechts- und 

Verwaltungsrahmen für Basismodelle und insbesondere für generative KI-Systeme, die 

auf solchen Modellen beruhen, überwachen und regelmäßig bewerten soll. 

Erwägungsgrund (60g) und (60h) des Parlamentsentwurfs betonen, dass noch 

Fachwissen für die Konformitätsbewertung und Prüfung von KI-Modellen (v.a. 

Basismodellen) durch Dritte fehlt. Dennoch sollen Anbieter nach Art. 28b Abs. 2a und c 

des Parlamentsentwurfs externe Experten heranziehen. Einerseits hat die notifizierte 

Stelle nicht ausreichend Expertise für eine Konformitätsbewertung, andererseits wird 

aber vom Anbieter erwartet, dass er externe Experten findet, die scheinbar rar sind. Das 

mag für größere Unternehmen kein Problem sein und es wird sich voraussichtlich ein 

Markt für solche externen Experten entwickeln. Aber kleine Anbieter (KMU/Startups) 

werden absehbar benachteiligt. 
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4. Technologieneutralität und Offenheit für neue Technologien und 

Einsatzszenarien 

Im Parlamentsentwurf werden Verbote von Technologien teilweise verallgemeinert und 

vom Verwendungszweck abgetrennt. Die KI-Verordnung sollte die Grundregeln für die 

Entwicklung von KI-System formulieren, aber offen für neue Technologien und 

Anwendungsszenarien sein, weil sich das Feld dynamisch entwickelt. 

Technologieneutralität sollte vor diesem Hintergrund unbedingt gewahrt werden.   

KI-Systeme mit allgemeinem Verwendungszweck und Basismodelle sind für unzählige 

und sehr verschiedene Verwendungen denkbar, z.B. Chatbots, Werbung generieren, 

Entscheidungsassistenten, Spambots und Übersetzung. Die Vielseitigkeit der Techniken 

und Anwendungsbereiche reflektiert auch der Erwägungsgrund (60e). Indem nun 

solche Technologien – anders als bei Hochrisiko-KI – allgemein und unabhängig von 

ihren Einsatzzweck reguliert werden (siehe Art. 28b Parlamentsentwurf), besteht das 

Risiko der Überregulierung. Dass der Bereich der Forschung und Entwicklung 

ausgenommen ist, weil die Pflichten der KI-Verordnung erst mit Inverkehrbringen oder 

Inbetriebnahme gelten sollen, ist sehr sinnvoll, kann aber das Überregulierungsrisiko 

nur teilweise mildern. Problematisch ist, dass der Anbieter ohne Kenntnis der späteren 

Einsatzgebiete des Systems nur schwer abschätzen kann, welche Risiken in der 

nachfolgenden Verwertungskette entstehen können.  

5. Beibehaltung des risikobasierten Ansatzes 

Es sollte der Ansatz der Kommission beibehalten werden, dass grundsätzlich keine 

Regulierung erfolgt, solange keine begründeten Anhaltspunkte für ein besonders hohes 

Risiko bestehen.   

Der Regulierungsansatz des Parlamentsentwurfs für Basismodelle und generative KI 

weicht vom risikobasierten Ansatz ab. Es ist zwar wichtig, hohe Qualitätsanforderungen 

an die Basismodelle zu stellen, weil sie weiteren KI-Systemen zugrunde liegen, und nur 

so Probleme wie die Gefahr vorurteilbehafteter („biased“) KI-Systeme effektiv adressiert 

werden können. Der Betreiber (user/deployer) des KI-Systems wird i.d.R. keine 

Möglichkeit haben, die zugrunde liegenden Trainingsdaten einzusehen oder getroffene 

Entscheidungen nachzuvollziehen.  
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Allerdings ist das Verhältnis der für Basismodelle neu eingeführten Data-Governance-

Maßnahmen (Art. 28b Abs. 2 lit. b Parlamentsentwurf) zu Art. 10 Kommissionsentwurf 

nicht klargestellt. Gelten hier dieselben oder andere Data-Governance-Maßnahmen? 

Es soll nach Art. 4b Abs. 1 des Ratsentwurf ausreichen, dass das System als 

Hochrisiko-KI-System oder als Komponente von Hochrisiko-KI-Systemen verwendet 

werden kann, um die Anforderungen an Hochrisiko-KI-Systeme erfüllen zu müssen. 

Zwar sollen diese Anforderungen erst gelten, sobald die Kommission eine 

Durchführungsverordnung zur entsprechenden Anpassung der Anforderungen des Titel 

III Kap. 2 an GPAI verabschiedet hat (und ggf. weitere nach Art. 4b Abs. 5). Es ist aber 

zweifelhaft, ob so die Belastung durch diese pauschale Einordnung nennenswert 

abgemildert wird. Für Startups und KMU sollen gemäß Art. 55a Abs. 3 Ausnahmen 

gelten. 

Zumindest sollten Anforderungen des Art. 28b hins. Risikoidentifizierung, Testen und 

Transparenz so formuliert werden, dass sie auf vorhersehbare Risiken beschränkt sind, 

soweit der Anbieter die späteren Einsatzgebiete des Basismodels noch nicht kennt.  

Eine Lösung wäre es, die Pflicht zur Risikoabschätzung der Partei aufzuerlegen, die 

den Zweck des KI-Systems festlegt, d.h. in der Regel der Betreiber. Der 

Parlamentsentwurf geht hins. der Grundrechte-Folgenabschätzung in Art. 29a diesen 

Weg. Dagegen muss der Anbieter eines Basismodells nach Art. 28b des 

Parlamentsentwurfs hohe Compliance-Anforderungen hins. Risikoidentifizierung, Testen 

und Transparenz erfüllen. Die Anforderungen an Anbieter und Betreiber können ggf. zu 

Doppelungen führen, z.B. Art. 28b Abs. 2a und Art. 29a lit. e), g) und h). 

Der Ratsentwurf sieht in Artikel 4c zur Lösung des Problems zwar vor, dass Artikel 4b 

auf den Anbieter von GPAI keine Anwendung findet, wenn sie ausdrücklich die Nutzung 

für alle Hochrisiko-Anwendungen durch den Betreiber vertraglich ausschließen, 

vorausgesetzt der Haftungsausschluss ist in gutem Glauben geschlossen worden und 

der Anbieter hat keine Anhaltspunkte für einen möglichen Missbrauch. Dieser Ansatz ist 

zwar im Grundsatz richtig, aber auch er wird zu Rechtsunsicherheit führen, denn es ist 

unklar, wann Anhaltspunkte für eine missbräuchliche Verwendung vorliegen. Sowohl 

der Ansatz des Rats als auch des Parlaments führen letztlich dazu, dass 

Basismodelle/ KI-System mit allgemeinem Verwendungszweck teilweise wie 

Hochrisikosysteme reguliert werden, obwohl das Parlament dies nach 
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Erwägungsgrund (60g) gerade nicht beabsichtigt. Das wird kleinen Anbietern den 

Eintritt in den Markt erschweren.   

Eine Lösung könnte insgesamt darin liegen, die Pflichten der Anbieter von 

Basismodellen darauf zu konzentrieren, ihre Modelle so zu gestalten, dass die Betreiber 

von KI-Systemen, die diese Basissysteme nutzen, ihre Pflichten nach der KI-VO 

erfüllen können. Dazu gehören insbesondere Informations- und Transparenzpflichten, 

aber auch die sonst in Art. 28b genannten Pflichten, soweit man diese ohne Kenntnis 

des ja unbekannten Verwendungszusammenhangs erfüllen kann. Dies führt dazu, dass 

den Entwicklern von Basismodellen nur die Pflichten auferlegt werden, die sie erfüllen 

können. Die Anbieter von Basismodellen sollten diese Pflichten weiter dadurch 

begrenzen können, dass sie den Einsatz ihrer Modelle vertraglich oder in anderer 

sicherer Weise einschränken und so z.B. die Verwendung ihrer Modelle in 

Hochrisikosystemen untersagen. 

Auch das Parlament räumt in Erwägungsgründen (60g) und (60h) ein, dass viele offene 

Fragen im Zusammenhang mit der weiteren Entwicklung von generativen KI-Systeme 

bestehen. In Erwägungsgrund (60h) sieht der Parlamentsentwurf periodische 

Einschätzungen der gesetzlichen Rahmenbedingungen vor. Es sollte aber schon vorab 

- wie für den ursprünglichen Kommissionsentwurf - eine Folgenabschätzung zu den 

neuen Regelungen für GPAI/Basismodellen durchgeführt werden.  

Hinsichtlich der Abänderung 213 des Parlaments (Art. 4a neu) allgemeine Prinzipien 

für alle KI-Systeme zu etablieren, sind Probleme bei der Umsetzung der 

Anforderungen absehbar, wonach u.a. menschliche Aufsicht und Transparenz 

(Erklärbarkeit) sichergestellt werden müssen. Das könnte Innovationen behindern, da 

die Erwägungen gerade von generativen KI-Systemen nicht oder nur schwer 

nachvollziehbar sind (sog. Blackbox Phänomen). Menschen können zwar überprüfen, 

ob der Output des KI-Systems dem gewünschten Ergebnis entspricht, aber sie können 

nicht logisch herleiten, wie das KI-System zu dem Output gelangt ist. Wir schlagen vor, 

dass der neu eingefügte Artikel 4a gemäß dem risikobasierten Ansatz nur bei 

Hochrisiko-KI-Systemen Anwendungen finden sollte (dort aber schon in Art. 13 

geregelt), weil sich sonst alle KI-Anbieter einem stetigem Rechtfertigungsdruck 

ausgesetzt sehen werden. 

Zu begrüßen ist die vom Parlament vorgeschlagene Regelung in Art. 8 Abs. 1a und Art. 

82b, wonach Leitlinien für die Erfüllung der Anforderungen an Hochrisiko KI-
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Systeme erstellt werden sollen. Solange diese aber nicht vorliegen, sollten die 

Anforderungen an Hochrisiko-KI-Systeme nach Titel III Kapitel 2 (Art. 8-15) nicht zu 

detailliert sein, insbesondere die Beurteilung der breiten Risikokriterien 

Rechtsstaatlichkeit, Demokratie und Umwelt werden Adressaten vor Schwierigkeiten 

stellen. Die Anforderungen sollten um Formulierungen wie „soweit technisch möglich“ 

(z.B. hinsichtlich Transparenzanforderungen, Art. 13 Abs. 1), „verhältnismäßig“ und „im 

bestmöglichen Maße“ ergänzt werden. Ein Beispiel ist Art. 8 Abs. 2 des 

Parlamentsentwurfs, wonach bei der Compliance mit den Anforderungen der Art. 9-15 

nur die vernünftigerweise vorhersehbaren missbräuchlichen Verwendungen des KI-

Systemen berücksichtigt werden müssen. Allgemein ist fraglich, inwiefern es zielführend 

ist, voraussichtlich hochgradig spekulative Folgenabschätzungen hins. 

Rechtsstaatlichkeit, Demokratie und Umwelt vorzuschreiben. Die vom Rat 

vorgeschlagenen Änderungen, um die Kooperation zwischen Anbieter und Betreiber zu 

erleichtern, sind sinnvoll. 

Es sollte ein Kriterienkatalog entwickelt werden, der präzise definiert, wann ein 

System ein hohes Risiko darstellt oder sogar verboten werden sollte. Der aktuelle 

Ansatz wirkt willkürlich. Ein Ansatz könnte hier ein Algorithmic Impact Assessment 

sein, um eine benutzerfreundliche Selbsteinschätzung zu ermöglichen. 

Wichtig ist außerdem, dass ausreichende Freiräume für das Experimentieren mit 

künstlicher Intelligenz und wissenschaftliche Forschung bestehen bleiben. Ein 

besonderes Augenmerk sollte auf die Ermöglichung des Schritts aus einem KI-

Reallabor in den Realeinsatz gelegt werden. Es muss sichergestellt werden, dass die 

Skalierung und der Schritt in den Echtbetrieb nicht vor zu hohen Hürden stehen. 

Der Parlamentsentwurf sieht in Art. 6 Abs. 2 eine Selbsteinstufung der KI-Anbieter vor, 

wodurch der Anwendungsbereich der Hochrisikovorschriften entsprechend dem 

tatsächlichen Risiko eingegrenzt werden kann. Die Einstufung als Hochrisikosystem 

wird so einerseits weniger pauschal ausgestaltet, aber andererseits entsteht für die 

Anbieter Rechtsunsicherheit, und es drohen nach Art. 6 Abs. 2a Bußgelder, wenn sie ihr 

System falsch einstufen. Es ist daher entscheidend, dass die in Art. 6 Abs. 2 

vorgesehenen Leitlinien leicht verständlich sind.  
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6. Missbräuchliche Vertragsklauseln, die einem KMU oder Startup einseitig 

auferlegt werden  

Der neue Artikel 28a des Parlamentsentwurfs regelt in Absatz 1, dass „Vertragsklausel 

über die Lieferung von Werkzeugen, Dienstleistungen, Komponenten oder Verfahren, 

die in einem Hochrisiko-KI-System verwendet oder integriert werden, oder über die 

Abhilfemaßnahmen im Falle eines Verstoßes oder der Beendigung damit verbundener 

Verpflichtungen,“ die ein Unternehmen einem KMU oder Startup einseitig auferlegt hat, 

für das KMU / Startup nicht bindend sein sollen, wenn die Klausel missbräuchlich ist. 

Artikel 28a Absatz 3 und 4 regelt Missbräuchlichkeit bzw. konkrete Klauselverbote 

überwiegend nicht KI-spezifisch:   

- Ausschluss oder Beschränkung der Haftung des Klauselverwenders für 

vorsätzliche oder grob fahrlässige Handlungen; 

- Ausschluss der Rechtsbehelfe des KMU / Startup oder der Haftung des 

Klauselverwenders bei Nichterfüllung von Vertragspflichten durch den 

Klauselverwender oder 

- ein ausschließliches Recht des Klauselverwenders, die Vertragsgemäßheit der 

gelieferten technischen Unterlagen und Informationen zu bestimmen oder eine 

Vertragsklausel auszulegen. 

Nach deutschem AGB-Recht wären solche Klauseln ohnehin unwirksam. Im EU-Recht 

jedoch gelten die Richtlinie 93/13/EWG und 2019/2161/EU nur zum Schutz von 

Verbrauchern. Nur wenn Startups Existenzgründer sind, können sie ggf. als 

Verbraucher gelten. Da es bei der Entwicklung von KI-Modellen sehr häufig vorkommt, 

dass Anbieter ein KMU oder Startup ist, können AGB-rechtliche Vorschriften zum 

Schutz der KMU/Startups Innovation fördern (siehe auch Erwägungsgrund 60a des 

Parlamentsentwurfs). Allerdings stellt sich die Frage, ob so allgemeine AGB-rechtliche 

Vorschriften wie Art. 28a des Parlamentsentwurfs in einer Verordnung mit einem sehr 

spezifischen Anwendungsbereich wie der KI-Verordnung verortet werden sollten.  

Art. 28a Abs. 3 des Parlamentsentwurfs regelt einen etwas KI-spezifischeren 

Missbräuchlichkeitsfall: „Eine Vertragsklausel ist auch dann missbräuchlich, wenn sie 

dazu führt, dass die in Artikel 71 genannten Vertragsstrafen oder die damit 

verbundenen Prozesskosten“ durch den Klauselverwender auf den KMU/Startup 
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verlagert werden. Da Art. 71 Sanktionen (Bußgelder) regelt, aber keine Vertragsstrafen, 

liegt wohl ein redaktioneller Fehler vor.  

7. Verhältnis zu Datenschutz, Urheberrecht und anderen Gesetzen 

In Abänderung 160 (Art. 2 Abs. 5 a) schlägt das Parlament eine Klarstellung vor, dass 

die bestehenden Datenschutzbestimmungen durch die KI-Verordnung nicht berührt 

werden. Das gleiche wird in Erwägungsgrund (60h) hinsichtlich der Verordnung zu 

Urheberrecht geregelt, was in den Transparenzpflichten zur Verwendung 

urheberrechtlich geschützter Trainingsdaten auch in der KI-Verordnung Niederschlag 

findet (vgl. Art. 29b Abs. 4c, Art. 52 Abs. 3 UAbs. 2).  

Erfahrungsgemäß führt eine pauschale Feststellung, dass bestehende Gesetze 

unberührt bleiben, gerade im Hinblick auf die DSGVO zu erheblichen 

Rechtsunsicherheiten und mithin zu einer Schwächung der Innovationskraft von EU-

Unternehmen, wie auch das Bespiel der Richtlinie 2019/770/EU zeigt.  

Auf längere Sicht ist möglicherweise die Verwendung synthetischer Daten im KI-

Training eine Alternative, aber die Ansätze sind noch nicht ausgereift. Angesichts dieser 

Schwierigkeiten drohen EU-Unternehmen bereits an dem ersten Schritt zur Entwicklung 

rein wettbewerbsfähiger KI-Modelle zu scheitern. 

Insbesondere für das Training von generativer KI werden nach aktuellem Stand 

immense Datenmengen benötigt. Es ist nicht erkennbar, wie diese Daten erstellt 

werden können, ohne u.U. auch personenbezogene Daten zu verarbeiten. Ob 

ausreichende datenschutzrechtliche Rechtsgrundlagen vorliegen, v.a. Art. 6 Abs. 1 S. 1 

lit. f) DSGVO, ist häufig unklar. Hinsichtlich der Beachtung datenschutzrechtlicher 

Vorschriften stellt sich unter anderem die Frage wie eine Rechtsgrundlage sichergestellt 

werden soll, wie die Informationspflichten gegenüber den Betroffenen erfüllt werden und 

wie Betroffenenrechten umgesetzt werden können. Besonders schwierig wird es, wenn 

Datensätze sensible Daten nach Art. 9 DSGVO enthalten, da dann eine ausdrückliche 

Einwilligung erforderlich sein wird. Laufende Prüfverfahren von Datenschutzbehörden 

gegen OpenAI zeigen die Herausforderungen.  

Soweit erforderlich für die Erkennung und Korrektur von negativen Verzerrungen im 

Zusammenhang mit Hochrisiko-KI-Systemen enthält Art. 10 Abs. 5 eine spezielle 

Rechtsgrundlage, dass besondere Kategorien personenbezogener Daten (Art. 9 Abs. 1 

DSGVO) verarbeitet werden dürfen. Solche speziellen Rechtsgrundlagen sollten auf 
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sonstige Kategorien personenbezogener Daten ausgeweitet werden und es sollten 

zusätzliche Rechtsgrundlagen (unter Auflage spezifischer Schutz- und 

Sicherheitsmaßnahmen) und die Erlaubnis der Zweckänderung für die Entwicklung, 

das Training und Testen von KI, v.a. auch von Basismodellen und generativer KI 

klargestellt werden. 

Es sollten Leitlinien für die Einhaltung der Datenschutzregeln bei der Entwicklung von 

KI-Systemen festgelegt werden (bereits in Erstellung bei DSK). Es wird auch 

empfohlen, Ausnahmen von Datenschutzanforderungen in KI-Reallaboren zuzulassen, 

um Forschung und Innovation zu fördern, z.B. Regelung in Art. 53.  

Denkbar wäre bei Large Language Models wie ChatGPT eine Analogie zur 

Verarbeitung personenbezogener Daten durch Suchmaschinen, sodass das berechtigte 

Interesse der Öffentlichkeit auf Information und Meinungsfreiheit berücksichtigt wird.  

Urheberrechtliche Aspekte von generativer KI sind teilweise noch ungeklärt. Text und 

Data Mining sind in der Richtlinie (EU) 2019/790/EU geregelt. Ob zusätzlicher 

Regulierungsbedarf besteht, ist noch nicht klar. Z.B. werden wohl im Fall von 

Chatprogrammen basierend auf Large Language Modellen vorbestehende 

urheberrechtliche geschützte Texte technisch gesehen nicht kopiert. Vielmehr werden 

die Ausgabetexte auf Grundlage von Wahrscheinlichkeitsrechnung durch Vorhersage 

des jeweils nächsten Wortes erstellt. Es ist aber nicht ausgeschlossen, dass ein so 

erstellter Ausgabetext große Ähnlichkeit mit einem vorbestehenden urheberrechtlich 

geschützten Text hat. Auch Zusammenfassungen von urheberrechtlich geschützten 

Texten durch KI-basierte Chatbots werfen Fragen auf. Eine neue Regulierung empfiehlt 

sich aber gegenwärtig wegen zu vieler Unklarheiten nicht.  

Der Digital Services Act könnte einige der Hochrisiko-Anwendungsfälle abdecken, die 

im Zusammenhang mit Fake News und Hate Speech stehen.  

Die Verordnung 617/2013/EU regelt bereits Anforderungen an die umweltgerechte 

Gestaltung von Computern und Computerservern und zielt darauf ab, die 

Energieeffizienz und Umweltverträglichkeit dieser Produkte zu verbessern. Das 

Merkmal der Umweltfreundlichkeit könnte daher aus den Vorschriften zur 

Risikoabschätzung entfernt werden. Die in Erwägungsgrund (87a) von der Kommission 

zu entwickelnden Methoden zur Bestimmung der Umweltauswirkungen sollten 

Adressaten jedenfalls zeitnah bereitgestellt werden. 
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Das Parlament hat in Art. 82a eine neue Regelung vorgeschlagen, wonach Lücken und 

Überschneidungen mit sektorspezifischen Regelungen, auf die in Art. 75-82 verwiesen 

wird, von der Kommission analysiert werden. Bei der Analyse der Überschneidungen 

und Lücken sollte besonders Augenmerk auf das Datenschutzrecht und Urheberrecht 

gelegt werden, worauf in Art. 82a bisher nicht verwiesen wird.  

Angesichts der rasanten Entwicklung der Technologie ist zu begrüßen, dass gemäß Art. 

84 Abs. 2 des Parlamentsentwurfs eine Bewertung und Überprüfung der Verordnung 

alle zwei Jahre erfolgen soll. Dabei sollten etwa zutage tretende Diskrepanzen oder 

Wertungswidersprüche insbesondere zwischen urheberrechtlichen Vorschriften und der 

KI-Verordnung aufgedeckt und Sorge getragen werden, dass nicht unter Berufung auf 

wettbewerbsfähige KI-Entwicklungen die Rechte der übrigen Beteiligten (z.B. 

Urheberrechte) stets untergeordnet werden.  

 

8. Überlastung von Aufsichtsbehörden vermeiden 

An vielen Stellen ist vorgesehen, dass die zuständigen Aufsichtsbehörden Hilfestellung 

in Form von Beratungen, Überprüfungen und Leitlinien zur Verfügung stellen sollen, 

z.B. bei der vom Parlament vorgesehenen Überprüfung der Selbstklassifikation durch 

den Anbieter (Art. 6, 7), bei der Umsetzung der Pflichten für Hochrisiko-KI-Systeme 

nach Titel III Kapitel 2, der Bereitstellung von Leitlinien für GPAI in Art. 4b Abs. 5 des 

Ratsentwurfs. Zu begrüßen ist, dass Rat und Parlament an dem ursprünglichen Ansatz 

der Selbsteinschätzung als Regelfall und Dritteinschätzung als Ausnahmefall nach Art. 

43 festgehalten haben. 

Die von Parlament und Rat vorgeschlagenen weitreichenden Regelungen in Titel VI zu 

Rechten und Pflichten eines KI-Büros (vgl. Art. 56b) soll den Austausch von Best 

Practices unterstützen. So kann gefördert werden, dass an zentraler Stelle das 

erforderliche Know-How zur Regulierung dieser neuartigen und sich schnell 

entwickelnden Technik besteht. Die Einbindung von externen Stakeholdern im Advisory 

Board/Beirat ist ebenfalls sinnvoll (vgl. Art. 58). Die Ergänzungen in Titel VII führen zu 

detaillierteren Regelungen zu Aufsichtsbehörden und deren Kooperation.   

Die Aufsichtsbehörden werden voraussichtlich dennoch in kürzester Zeit überlastet sein 

(wie man auch an den Datenschutzaufsichtsbehörden sieht), was zu Engpässen 

(„bottlenecks“) führen kann und so zu einem Innovationsstau. Besser wäre, die KI-
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Verordnung so auszugestalten, dass diese aus sich selbst heraus klar verständlich ist 

und nicht an zu vielen Stellen erst noch die Bereitstellung von Leitlinien und sonstiger 

behördlicher Hilfestellung bedarf, ohne die eine Umsetzung der Regeln nicht oder nur 

mit erheblicher Rechtsunsicherheit möglich ist. Wo das nicht möglich ist, muss die 

Hilfestellung zur Einhaltung der KI-Verordnung spätestens zum Zeitpunkt der 

Anwendbarkeit zur Verfügung stehen.  

In der Regel sollte den Adressaten der Verordnung eine Selbsteinschätzung ermöglicht 

werden, die (ähnlich wie bei den Regelungen zu Datenschutzfolgenabschätzung in Art. 

35, 36 DSGVO) nur in Ausnahmefällen zu einer Konsultation mit den Aufsichtsbehörden 

führt. Um eine Hemmung der Innovationskraft zu vermeiden, sollten die Bußgelder 

entweder gesenkt werden oder durch nachvollziehbare Bußgeldkriterien vorhersehbar 

sein. 

 

Der neue Erwägungsgrund (84a) ist begrüßenswert, wonach Anbieter interne 

Beschwerdemechanismen bereitstellen sollen. Es fehlt aber eine Beschwerdebefugnis 

analog Art. 77, 79 DSGVO. Es wäre wünschenswert, wenn die Möglichkeit geschaffen 

würde, direkt gegen die Verletzung der Verordnung zu klagen (wie bei 

Datenschutzverletzungen in Art. 79 DSGVO vorgesehen) und sich dafür auch, von einer 

nicht gewinnorientierten Interessenvertretung unterstützen zu lassen.  

9. Innovationsförderung, KI-Reallabore 

In Artikel 53 Abs. 1 lit. e) sind Leitlinien/Anleitung für die Sandboxes vorgesehen, die 

von den einrichtenden Behörden bereitgestellt werden sollen (ebenso Absatz 1d lit. a). 

Die in Artikel 53a vorgesehenen Durchführungsverordnungen der Kommission, die 

eine Fragmentierung der Vorschriften für Sandboxes verhindern sollen, sollten nicht erst 

wie in Absatz 2 vorgesehen spätestens 12 Monate nach Inkrafttreten der KI-Verordnung 

zur Verfügung stehen, sondern bereits beim Inkrafttreten der Verordnung. Es ist 

vorzugswürdig, dass sofort transparente Vorschriften vorliegen und dann im Laufe der 

Zeit Nachbesserungen vorgenommen werden, anstatt Gefahr zu laufen, dass die KI-

Reallabore erst 12 Monate nach Inkrafttreten der KI-Verordnung wirklich einsatzbereit 

sind, weil die Vorschriften zu deren Nutzung noch nicht vorhanden sind. Ansätze dafür 

können die in Absatz 5b vorgesehenen jährlichen Berichte zu Fortschritt, Ergebnissen, 

Vorfällen und Empfehlungen aus dem Betrieb der KI-Reallabore sein. Wir begrüßen die 

Regelung in Artikel 53 Absatz 1 f, wonach eine Vermutung der Rechtskonformität von 
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KI-Systemen besteht, wenn die Leitlinien der das KI-Reallabor betreibenden Behörde 

befolgt wurden. 

Problematisch könnte die in Art. 53a Absatz 2 vorgesehene Regelung werden, wonach 

alle relevanten Behörden in vollem Umfang ihre entsprechenden Aufgaben und 

Befugnisse auch im KI-Reallabor ausüben können. Es sollte sichergestellt werden, dass 

die Entwickler nicht durch eine Vielzahl von aufsichtsbehördlichen Akteuren und 

möglicherweise widersprüchlichen Anforderungen überfordert werden. Vorzugswürdig 

wäre es daher, dass nur die das KI-Reallabor betreibende Behörde als Single Point of 

Contact für die Entwickler dient. Denkbar wäre es, dass dafür das in Absatz 6 

vorgesehene Interface der EU-Kommission genutzt wird, mit dem ein Single Point auf 

Kontakt auf EU-Ebene zur Interaktion mit allen KI-Reallaboren zur Verfügung gestellt 

werden soll. Dieser Gedanke findet sich auch bereits in Absatz 5 hinsichtlich der 

Kooperation zwischen betreibenden Behörden.  

Nicht umfassend genug sind die Regelungen in Artikel 54 für die Weiterverarbeitung 

von personenbezogenen Daten für KI-Systeme im öffentlichen Interesse. Das 

gewünschte Ergebnis, die Verarbeitung von personenbezogenen Daten im KI-Reallabor 

zu erleichtern, wird voraussichtlich nicht erreicht, weil maßgebliche Hindernisse wie 

unklare Rechtsgrundlagen (vgl. oben 7.) sowie die zahlreichen Vorschriften in den 

Absätzen 1 lit. b) bis j) voraussichtlich zu hohe Anforderungen an die Entwickler stellen. 

Außerdem ist die Beschränkung auf öffentliche Sicherheit, öffentliche Gesundheit, 

Umweltschutz und Schutz kritischer Infrastrukturen nicht geeignet, eine lebendige KI-

Startup Kultur mithilfe von KI-Reallaboren zu ermöglichen. Art. 54 enthält zwar eine 

Klarstellung zur datenschutzrechtlichen Erlaubnis. Das Verhältnis von Artikel 54 Absatz 

1 zu Artikel 54 Absatz 2 und Erwägungsgrund 41 und somit zum bestehenden 

Datenschutzrecht der Union ist noch unklar. Wünschenswert wären Leitlinien zur 

Auslegung der Anforderungen an eine zulässige Zweckänderung, z.B. der 

Vereinbarkeit der Verarbeitung für KI-Systeme mit verschiedenen ursprünglichen 

Zwecken.  

Wichtig ist die regelmäßige Bewertung der KI-Verordnung (vgl. Art. 84). Aufgenommen 

werden sollte aber in Abs. 7, dass bei der Beurteilung des Änderungsbedarfs der KI-

Verordnung außerdem die Aspekte der Innovationsfreundlichkeit und 

Wettbewerbsfähigkeit berücksichtigt werden.  


